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Sopüulſerung mit oder ohne demokratie

Das Berliner Zentralorgan der U. S. P., Die Freiheit,
ſchrieb am Tage vor der Wahl zur Nationalverſammlung:

„Wir hätten gewünſcht, daß uns dieſer Kampf (der
Berliner Bürgerkricg. D. Red.) mit ſeinen blutigen Schrecken
erſpart bleibe, daß wir auf dem Wege der Demo
kratie zum Aufbau des ſozialiſtiſchen Staa-
tes kämen.“

Daß dieſer Aufbau unmöglich gemacht wurde, iſt na
demſelben Blatt die Schuld der kapitauiſtiſchen Klaſſen, die ſi
unter der Firma Ebert-Scheidemann-Noske bereits wieder kon
ſolidiert“ hätten. Abgeſehen von dem Hinweis auf die Firma
Ebert, der nun einmal bei ſolchen Debatter nicht fehlen darf,
I wir die letzten, die beſtreiten wollen, daß die lapitaliſtiſchen

ſſen nicht den Bürgerkrieg haben möchten, um die ſozialiſtiſche
Revolution und den ganzen ſozialiſtiſchen Umwandlungsprozeß
erſticken zu können. Aber gerade dieſe blutige Auseinander
ſetzung zu vermeiden, ohne die poſitive Soziali-
a im geringſten zu hindern, ſolla die höchſte Aufgabe der Nationalverſammlung ſein. Daß die

werden kann, iſt ja auch die Ueberzeugung der U. S. P., und
ihre theoretiſchen Wortführer Kautsky und Hilfer-
din g haben das genügend deutlich klargelegt. Es beſteht, wennh bemüht, den gereizten Zeitungston einmal beiſeite zu

laſſen, in dieſer Haupt frage der Revolution gar kein
Unterſchied zwiſchen den feindlicher Brüdern. Jſt es
uns alſo gleich ernſt mit der Sozialiſierung, und wollen wir
dabei Intereſſe unſeres ſo, namenlos gepeinigten Volkes
dieſe Hauptfrage ohne weiteren Bürgerkrieg löſen, dann
müſſen wir doch zum mindeſten erſt einmal den Verſuch dazu
„auf dem Wege der Demokratie“ unternehmen. Trotzdem das
alſo auch der Wunſch der Berkiner Freiheit war, und trotzdem
nun die Wahlen zur Nationalverſammiung eine ſo überaus

ſtarke Poſition der h (ie U igen zut) auf Grund weiteſter demokratiſcher Selbſtbeſtimmung
er Nation gebracht haben, erklärt die e Preſſe ver
iedentlich. daß ihr der Ausfall der Wahl glejgültig ſei. Das

eißt alſo glatte Ablehnung des Verſuchs, die Bzialiſtiſche Kern-
age der 2 evolution auf demokratiſchem
ege löſen zu wollen. Dieſe Reſignation konſequent

weitergeführt, en det bei Spartakus, der die Wahl zum
Parlament und e öffentlichen Aemtern überhaupt nur auf
Arbeiter und Soſdaten beſchränkt wiſſen will, alſo die Diktatur

I Dotartats in der undemokratiſchſten Form
anſtrebt.

Dieſe ſcharfe Wendung im Augenblick des Zuſammentritts
der Nationalverſammlung und der beſonders eifrig betricbenen
Einigungsbeſtrebungen muß grundſätzliche Bedeu
tung erlangen. Bisher hat nur Spartakus die Nationalver
ſaminlung für ein dem Sozialismus feindliches Unternehmen
gehalten. Die Sozialdemokratie des Erfurter Programms hat
niemals die wirtſchaſtliche wie politiſche Diktatur des Prole-
tariats außerhalb der demokratiſchen Entwicklung gefordert.
Allerdings rechnet ſie auch nicht mit dieſer gewaltſamen revo
lutionären Kataſtrophe. Aber Kautskhy ſelbſt iſt ein Fanatikerdes demokratiſchen Prinzips aus Gründon politiſcher Serechtig

keit. Die Sozialdemokratie bekämpft „nicht nur die
Unterdrückung der Lohnarbeiter, ſondern
jede Art von Ausbeutung und Unterdrückung,
richte ſie ſich gegen eine Klaſſe oder eine
Partei“, ſagt er in ſeiner Erläuterung zum Erfurter Programm. Und ßß ſind wir eben Sozialdemokraten ge-

worden. Daß die deutſche bürgerliche Demokratie das
alleinige Hemmnis gegen den deutſchen Sozialismus ſei,
kann nicht qut behauptet werden. Es gibt Hemmungen, die
außerhalb Deutſchlands, im kapitaliſtiſchen Auslond, viel ſtärker
vorbanden ſind. Wir werden darauf ſtoßen, ſobald die National-
verſammlung die erſten Schritte zur Sozialiſierung unternimmt.
Daß dieſe erſten Schritte getan werden, daran
kann nicht gezweifelt werden. Die Sozialiſierung der großenProduk ionsmittel, die aus deutſchem Rohmaterial h
liche Arbeit und Werte erzeugen können, muß für jeden

rrS Sr (hriſtlige Vollepartel

Das Zentrum hat ſich bei Adolf Hof mann zu bedanken,
daß es bei den Wahlen zur Nationalverſammlung über ſein
eigenes Erwarten hinaus gut abgeſchnitten hat. Es bröckelte
ſchon lange im Zentrumsbureau. Und bei den Reichstags
wahlen 1912 büßte es nicht nur 110 Stimmen, ſondern
auch 15 Mandate ein. Das religiöſe Band erwies ſich nicht
mehr als feſt genug zum Zuſammenha“ten der widerſtreben
den Jntereſſengruppen und klaſſen. Während des Kriegeshatte die Gruppe Erzberger dem Peter Spahn gen
die Führung aus der Hand und das Fraktionsſteuer
nach links herumgeworfen. Nur teilweiſe machte die Partei
im Lande die Schwenkung mit; die anderen hielten zum

u e Arhet woie Zentrumsanhänger aus Arbeite haben tküngſt eine gründliche Venderung der Weint und d e

niſation des Zentrums gefordert. Namentlich die wen rechts
feindliche Haltung des Zentrums im prezßiſchen Abgeord

Halle, Montag, den 27. Januar 1919.

Sozialdemokraten eine Selbſtverſtändlichkeit
ſein. Vor der unſerer Bergwerke wirauch dann nicht zurückſchrecken, wenn engliſche Kapitaliſten-
blätter glauben, damit drohen zu können, daß deutſche Staats
betriebe c pfändbar ſeien als Privatbetriebe. Die
Elektrizitätsinduſtrie, das Verkehrsweſen müſſen folgen und im
Intereſſe einer beſſeren Volksernährung muß mit der Lati-
fundienmißwirtſchaft ſofort Schluß gemacht werden. Mit letz
terem hängt a zuſammen die Frage n einer andern
Produktioneweiſe unſerer Hauptnahrungsmittel. Brot und
Brotgelreide, die Kartoffel und ſchließlich auch die Seefiſche
müſſen aus dem Kreislauf der privatkapitaliſtiſchen Waren
produktion ebenfalls ſobald wie möglich herausgehoben werden.
Dieſes und manches andere wird raſch angepackt werden
müſſen. Das iſt der Wille der Arbeiterklaſſe, um
deſſentwillen ſie eben Revolution machte und um deſſent
willen die revolutionäre Bewegung noch weikergetrieben werden
ſoll. Warum ſollen wir uns zu dieſem Zweck nicht des Inſtru
ments der Nationalverſammlung bedienen. Der Verfaſſungs

t er Tat ſelbſt weiſt dem Parlament den ganzen Komplex der
Sozialiſierung der Wirtſchaſt nicht einfach dekretiert Sozialiſierungsarbeit zu. Es wird fozialiſtiſcher An

ſchauungsunterricht für die ganze Welt ſein,
den das deutſche ſozialiſtiſche und demokratiſche Revolutions
parlament zu leiſten hat.

Daneben darf aber auch nicht überſehen werden, daß das
geſamte Ausland, auf das wir um unſerer Exiſtenz willen
angewieſen ſind, die Sicherung und Eroberung der politiſchen
Macht durch das Proletariat nur dann anerkennt, wenn es
auf dem Boden der Demokratie geſchieht. Nur iſt unſere
Aufnahme in den Völkerbund denkbar. Und dieſe Anerkennung
durch das demokratiſche Ausland können wir nicht entbehren,
ſchon um die Vollendung des Sozialismus be-
treiben zu können. Gerade die Nationalvperſammlung
wird uns das jetzt fehiende Vindeglied mit dein Ausiand ſein.
Und ſie muß es werden, um die deutſche Sozialiſierung nicht
u einem armſeligen national ſozialiſtiſchen Ex
per imen t werden zu laſſen. Denn darüber müſſen wir uns
klar ſein: Was wir in Deutſchland gigtiſieren können auf
Grund der eigenen Rohſtofferzeugung, wird im Verhältnis zur
Heſamtwirtſchaft immerhin gering bleiben. ir haben 1913
für 5003 Millionen Mark Rohſtoffe eingeführt, um damit für
6400 Millionen Mark Fertigwaren ausführen zu können, nach
dem die Bedürniſſe des eigenen Landes gedeckt waren.
Das ber t alſo, wie ſtark unſere g. gefellſchaftliche Arbeit
abhängig iſt von den Rohſtoffen des Auslandes. Dieſes Aus
land den Rohſtoffmarkt beherrſchen England und Amerika
iſt aber heute immer noch kapitaliſtiſch. Folglich iſt eine
nationale ſozialiſtiſche Produktion in Verbindung mit einem
internationalen privatkapitaliſtiſchen Einhandeln von Roh-
materialien eine Farce auf jeden wirklichen Sozialismus. Die
ſozialiſtiſche w. aber kann nicht als alleinige Auf-
käuſerin für ihre Wir sbedürniſſe auf den Weltmarkt
gehen, ohne zu riskieren, vom Weltkapitalismus derart ge-
ſchröpft zu werden, daß jede gemeinnützige Produktion von
vornherein aufhört. Es müſſen alſo internationale
wirtſchaftliche m h angebahntwerden, um aus dem problematiſchen Sozialismus in den
rein hineinzukommen. Dazu ſind Verſtändigungen
von Volk zu Volk, von Volksvertretung zu Volks-
vertretung nötig. Bis heute aber ſind Volksvertretungen

die einzig anerkannten Fakioren, denen ſolche Verſtändigungen
übertragen werden können. ſollen ſie wirklich im Volksintereſſe
wirken. Der deutſchen Nationalverſammlung, als der frei-
gowählteſten, wird dabei die gewaltigſte Aufgabe zufallen.
Sie wird ihre internationale wirtſchaftliche Verſtändigungs-
arbeit ſofort und planmäßig auf die Entkapitaliſ ung
der Welt einſtellen und wird die Volksvertretungen andern
Länder langſam aber ſicher mitreißen. Daß man ſich bei dieſer
Aufgabe des deutſchen Revolutionsvarlaments abſgits ſtellen
kann, iſt nur ſchwer zu begreifen. Hier iſt die einzige Möglich-
keit, die Weltrevolution im Sinne des internationalen Sozialis
mus durchzuführen. Wer „g'eichqültig“ bleibt, der hemmt nicht
nur, ſondern gefährdet die Revolution.

netenhauſe ſchuf große Erbitterung unter den katholiſchen
Arbeitern. Jm Juni und Juli 1918 kam es unter Führung
der ſtlichen werkſchaftler Stegerwald, Kloft
und Vogelſang zu großen Kundgebungen gegen die
eigene Partei, die man beſchuldigte, den Konſerva-
tiven zuliebe immer wieder die polftiſchen und wirt-
ſchaftlichen Jntereſſen der erwerbstätigen Bevölkerungs-
ſchichten verſchachert zu haben. Die chriſtlichen Arbeiter
führer erklärten. daß die katholiſchen Arbeiter auf den vom

ntrum in allen ſchwierigen Situationen gausgeſtoßenen
armruf: ie Religion iſt in Gefahrl“ nicht

mehr hineinfallen würden.
Vollends die tigen politiſchen Umwälzungen der

jäne Monate würden das Zentrum zu einer unbedeuten-
n rn und Mittelſtandspartei heruntergedrückt haben.

wenn ihm nicht in dem hiſchen „Kultusminiſter“ Adolf

e rm n rteiWirren en z
(Verlin), „Bayeriſch

nung deutſſtlich-demokrati Voaiterer u

Ko spartei“ für Bahern uſw. zu er

ſetzen. Die Bayern ſagten ſich ſogar förmlich von der alten
Partei los, machten ſich ein eigenes, neues Programm und
wollten im Reiche nur von Fall zu Fall mit den früheren
n zuſammenwirken. Der rheiniſche Katho
likenführer Dr. Brauweiler ſchlug vor, im Reiche eine
chriſtliche Volkspartei „als ganz neues Partei-
gebilde zu ſchaffen, das mit der Geſchichte der
alten Partei nicht belaſtet“ ſei.

He fünfzig Jahre lang e das Zentrum ſich ohne
ein Parteiprogramm durchgeſchlagen. Kaum acht Tage nach
der Novemberrevolution aber lagen gleich drei neue Pro
grammentwürfe vor, die an die neue Republik die denkbar
größten Zugeſtändniſſe machten, obwohl das Reichstags
zentrum ſich vorher ſogar dem harmloſen pa rlamenta-
riſchen Syſtem widerſetzte, und man bis zur letzten
Minute für das Bleiben Wilhelms des Deſerteurs einge
treten war. Jndes war es für den aufmerkſamen Beob-
achter ganz unzweife'haft, daß die ſchuldbeladene Partei
nicht mehr zu retten und daß ihr Verfall unaufhaltſam war.

Da kamen die dilettantiſchen „Erlaſſe“ des Freidenker-
häuptlings Adolf Hoffmann. Jnnerhalb weniger Tage ver-
mochten die Zentrumsführer das Kulturkampffünkchen zur
Rieſenglut anzufachen. Landauf, landab kamen nie ge-
kannte Maſſenverſammlungen zuſtande, und ein Proteſtorkan
blies die Verordnungen des Kultusminiſteriums in alle
Windrichtungen. Das Zentrum war gerettet, und ein
Uebriges tatken dann die von Adolf Hoffmanns „unabhän-
gigen“ Freunden großgeväppelten und bei ihren blutigen
Vorſtößen tatkräftig und publiziſtiſch unterſtützten Spar-
takusbanden. Das deutſche Volk war zu zwei Dritteln
bereit geweſen, der Sorialdemokratie mit einer gewaltigen
parlamentariſchen Mehrheit die Leitung und Verwaltung
des neuen ſozialiſtiſchen Deutſchland anzuvertrauen der von
den Unabhängigen präſentierte „Kultusminiſter“ und dervon den Unaſhangisen begönnerte Spartakusterror haben

alles zertrümmert. Die Landeswahlen in Baden, Bayern
und Württemberg haben bereits gezeigt, daß das Zentrum
wieder ſtark und lebenskräftig daſteht, und auch die Ergeb
niſſe der Wahlen zur deutſchen Nationalverſammlung haben
das Zentrum zwar enttäuſcht, unter den rückſchrittlichen Par
teien aber es doch noch am beſten abgeſchnitten.

Das Entſcheidende iſt jedoch, daß das Zentrum ſeine
bisherige Rolle als Pufferſtaat zwiſchen der demokratiſchen
Linken und der reaktionären Rechten ausgeſpielt hat. Es
iſt ferner nicht mehr die ausſchlaggebende Partei, die nach
Belieben eine Mehrheit nach rechts oder nach links bilden
konnte. Jm Reich und in den Einzelſtaaten ſind feſte demo
kratiſche Mehrheiten vorhanden. Und die am 30. Dezember
1918 durch den Reichsausſchuß der deutſchen Zentrumspartei
in Frankfurt a. M. endgültig formulierten Leitſätze, die das
gegenwärtige Programm des Zentrums darſtellen ſollen, er-
ſchweren dem Zentrum einigermaßen ſeine bisherige oppor-
tuniſtiſche, von Fallzu-FallPolitik“. Das Zentrum iſt
nicht mehr die herrſchende Partei, ſelbſt im klerikalen Bayern
nicht mehr.

Der jüngſte Verſuch. den konfeſſionellen Charakter der
Partei v verſchleiern und aus den Reihen der Proteſtanten
Stimmen und Mitglieder zu fangen, wird den Verfall nicht
aufhalten. Daran wird auch die Gründung des neuen
„Bundes chriſtlicher Demokraten, evangeliſcher Zweigverein
der Zentrumspartei“, der in Berlin ſeinen Sitz hat und an
deſſen Spitze Pfarrer Häcker und Profeſſor Dunkmann ſtehen,
nichts ändern, ſelbſt wenn die dagegen auftretende Gegen
bewegung aus evangeliſchen Kreiſen weniger energiſch ſein
würde.

Seit Jahren wächſt unter den Zentrumsanhängern
immer mehr die Erkenntnis. daß die Zugehörigkeit zu den
politiſchen Parteien ſich nicht nach den religiöſen Anſchau-
ungen, ſondern nach den wirtſchaftlichen und Klaſſeninter-
eſſen zu entſcheiden hat. Die katholiſchen Arbeiter er
kennen in wachſendem Maße. daß die bisherige Zentrums
politik des angeblichen „Ausgleichs auf der mittleren Linie“
ſtets nur auf ihre Koſten zugunſten der beſitzenden
Berufsſtände gemacht worden iſt.

Die Hofſmannſche Kirchenpolitik, die vorgreifend mit
autokratiſchen Erlaſſen arbeitete, ſtatt den Weg der Be-
ratung und Geſetzgebung durch die demckratiſch zuſtande ge-
kommene Volksvertretung zu wählen, hat dem Zentrum noch
einmal ermöglicht, der Religion eine gewichtige Rolle im
Wahlkampf zuzuweiſen. Noch einmal iſt es dem Zentrum
gelungen, die Aufmerkſamkeit weiter kirchentreuer Kreiſe
von ſeiner nach Vergeltung ſchreienden kriegshetze-
riſchen und kriegsverlängernden Politik,
von ſeiner jahr zehntelangen Verhinderung
jeder Reform ves preußiſchen Dreiklaſſen-
wahlſyſtems, von ſeiner langjährigen volksfeind-
lichen Militär-, Zoll- und Steuerpolitik ab-
zulenken. Nur kurze Zeit wird es jetzt noch bedürfen, um
den ein letztes Mal irregeleiteten katholiſchen Volksmaſſen
durch die Tat zu beweiſen, daß die Sozialdemokratie nicht
daran denkt, religiöſe Empfindungen und kirchliche Frei
heiten anzutaſten. ſondern daß wir gar nichts weiter wollen
als gleiches Recht zu ſchaffen für alle Weltanſchau
ungen und Glaubensſyſteme, daß der Staat keines der in
ukunft völlig freien weder fördern noch
hindern darf. nun wird der zwiſchen Sozialdemokratie

und Zentrum auszufechtende politiſch-ök--
ohne die von der klerikalen Seite hervorgorufenen
religikſer Verhesung ausgetragen werden, und er wi
der Zurückdrängung des reaktionären ms in dienaturgemä gebthrenve Bedeutungsloſigkeit einer

bürgerlich-bäuerſichen Gruppe führen,



Re ſozſaldemokrotiſche Fruktion in der
Rationglverſummiung.

Von den 86 Fraktionsmitgliedern im Reichstage werden

er Zuſammenſtellung durch Fetidruck ausgezeichnet. Außer
em werden auch Otto Hue, Karl Severing und Friedrich

als frühere Fraktionsmitglicder der Nationalverſammlung ange
hören. Die andern 102 ſind neugewählt.

1. Wahlkreis: Oſtpreußen
Otto Braun, Landwirtſchaftsminiſter, Berlin. Frau Wil-

delmine Kähler, Berlin- Steglitz. Joſeph Lübbring, Be
zirksleiter, Königsberg. Theodor Wolff, Parteiſekretär, Tilſit.
Heinrich Schulz iftſteller, Berlin. Theodor Kotzbur,Sekretär des Deuiſchen EiſenbahnerVerbandes, Berlin. Willi
Steinkopf, Poſtſekretär, Königsberg.

2. Weohlkreis: Weſtpreußen,
Julius Gehl, Parteiſekretär, Danzig. Hermann Schuls,Stadtverordneter, Elbing. Anna Si mon Sekretärin, Branden

burg a. d. H. Walter Reek, Gewerkſchaftsſekretär, Danzig.Dr. Hans Zint, Amtsrichter, VBanzig.
3. Wahlkre's: Berlin.

Philipp Scheidemann, Berlin. Richard Fiſcher, Berlin.
Wilhelm Pfennkuch, Berlin. Robert Schmidt, Berlin. Hugo
Heimann Stadtverordneter, Berlin.

4. Wahlkreis: Regierungsbezirk Potsdam.
Rudolf Wiſſel, Zentral-Arbeiterſekretär, Berlin-Treptow.

Marie Juchacs, Parteiſekretärin, Berlin. Otto Sidow,
Zeitungsverleger, Brandenburg a. d. H. Emil Stahl, Stadt
verordneter, Spandau. Hermann Müller, Arbeiterſekretär,
Berlin-Lichtenberg.

5. Wohlkreis: TeltowBeeskow.
Fritz Ebert, Mitglied der Reichsregierung, Berlin-Treptow.

Franz Krüger, Geſchäftsführer, Köpenick. Elfriede Ryneck,
Berlin-Treptow.

6. Wahlbezirk: Reqierungsbezirk Frankfurt a. d. Oder.
Otto Wels. Parteiſekretär, Friedrichshagen. Oswald Schu

mann, Gewerkſchaftsbeamter, Mahlsdorf. rl Giebel. Privat-
Winter Berlin-Südende. Richard Schmidt Parteiſekretär,

n.

7. Wahlkreis: Pommern.
Alwin Körſten, Gewerkſchaſtsſekretär, Berlin. Auguſt Win

nig, Verbandsvorſitzender, Hamburg. Alexander Kuntze,
Lageriſt, Stettin. Simon Katzenſtein, Schriftſteller, Char-
lottenburg. Frau Elſe S öfs, Stettin

8. Wahlbezirk: Poſen.
Wilhelm Schul z, Gewerkſchaftsſekretär, Bromberg.

Stoeßel, Gewerkſchaftsſekretär, Bromberg.
9. Woblbezirk: Regierungsbez'rk Breslau.

Bauer, Staatsſekretär, Neukölln-Berlin. Raul Löbe,
Stadtverordneter. Vreslau. Hermann Sachſe. Vorſitzender des
Bergarbeiterverbandes, Bochum i. Weſtf. Franz Feldmenn, Ge
weinderat. Ober-Laneenbielon. Hermann Müſſer, Parteiſekretär,
Temvelk of-Berlin. Fritz Voigt. Sanitätsſoldat. Breslau.

10. Wahlkreis: Regierungsbezirk Oppeln.
Otto Hörſing, Parteiſekretär. Beuthen. Frau Drioda

Hauke, Kattowitz. Heinrich Köffler. Gewerkſ-aftsſekretör,
Kattowitz. Anton Bras., Parteiſekretär, Beuthen-Roßberg. Ro
man Becker, Maler, Gleiwitz.

11. Wab“kreis Regierungsberirk Liegnit.
Paul Taubadel. Redakteur, Görlig. Georg Dapidiohn. Schrift

ſteller, Berlin. Emil Girbig, Vorſitender des Glasarheiter-
Verbandes, Berlin. Karl Dietrich, Gewerkſchaftsſekretär,
Breslau.

12. Wohlkreis: Magdeburg Anhalt
Otto Landsberg. Rechtsanwalt und Volksberuftragter. Berlin

Wolfgang Seine. Vorſitzender des Staatsrates. Deſſon. Sermarn
Silb-rſchmidt, Stadtverordneter. Kövenick-Uhlenhort. gFerdtrand
Bender. Gewerkſchaftsbeamter, Elberfeld. Paul Bader. Chef-
redakteur, Magdeburg. Minna Bollmann, Ehefrau, Halber
ſtadt

13. Wahlkreis: Regierrnosbezirk Merſeburs.
Adolf Thiele. Schriftſteller, Halle a. d. S.

14. Walkreis: Sch'esw' g-Holſtein.
Karl Legien. Reichstagsobgeordneer, Berlin. Karl Frohme,

Reichtagsabgeordneter, Hamburg. Luiſe Schröder. Sekret?r'n.

Ronml

Alte Heinrich Kürbis. Stoadtverordneter. Altona. Peter
Michelſen, Stadtverordneter, Flensburg.

15. Wahlkreis: Anurich-Osnabrück-Vraunſchweig.
Auguſt Brey. Verbandobeawter. Hannover. Dr. Heinrich

Jaſper, Rechtsanwalt. Braunſchweig. Frieda Lührs, Für-
ſorgerin. Hannorer. Friedrich Leſche. Geſchäfteführer. Ham-
burg. Guſtav Fiſcher. Buchdrucker. Hannover. Friedrich Ranch.
Schriftleiter, Linden. Ernſt Schäd lich. Arbeiter'efretär, Celle.

17. Wahlkre's: Regiernnas sein Münſter-Minden.
Karl Severing, Nedakterr, Bielefeld. Alſred Januſcheck,

Arbeiterſekretär. Eſſen Karl Schreck Parteiſekretär, Vielefeld.
Wilhelm Schlüte r. Gauleiter. Herford.

18. Wahlkreis: Regierungsbezirk Arnsbers.
Max König. Stadtrat. Dortmund. O??o Hue, Redokteur,

EſſenRittenſcheid. Heinrich Hausmann Ber mann. Eihlirg-
hofen. Fran Klarg Schuch. Schriftſtellerin. Berlin-Britz. Ewald
Budde. Gewerfſchaftsſekretär. Lüdenſcheid. Nikolaus Oſter-
roth. Arbeiterſefretär, Hamm (Weſtfalen). Hans Liebig,
Redakteur, Hagen-Hafpe.

19. Wahlkre's: Heſſen -Roſſau.
Philipp Scheidemann. Volfsberuftragter. BorlinStgſisz.

Dr. Max Aunarck, Schriftſteller Frankfurt a. M. Frorg Thöne.
Stadtrerordreter. Kaſſel Enſtor Hoch, Schriftſteller, Henau.
Friedrich Beſhne. Schuhmachermeiſter. Sachſenkauſen. Frau
Johanna Teſch. Frankfurt a. M. Dr. Hugo Sinzheimer,
Rechtsanwalt, Frankfurt a. M.

29 Werlfreis: Käſn-Aech n.
Tohann Mrerfeld. Redeftenr. Föln. Wiſkelm Sollmann,

Stadtverordneter, Köln. Eliſabeth Röh l. Köln.
21. Waßlkreis: Koblenz-Trier.

Schäfer, Gewerkſchaftsſekretär, Saarbrücken.
Bergarbeiter, Saarbrücken.

22. Wahlkros: Reg -Bez. Düſſeldorf I.
Karl Obermenver. Gewerkſcheftsbeamter Eſſen a. d. Ruhr.

Viktor Jan tzen, Fauleiter, Düſſeldorf. Ernſt Dröhner,
Parteiſekretär, Elberfeld

23. Wahlkreis: Reg.-Bez. Düſſeldorf II.
Otto Braun vreuß. Miniſter für Landwirtſchaft. Berlin

Friedenau. Heinrich Jäcker. Metallgrbeiter. Düſſeldorf. Joh.
Thabor. Banarbeiter, Krefeld. Cäſar Weyers, VPoetei-
ſekretär. Eſſen

24. Wahlbeirk. Oberbarern und Schwaben.
Erhard Auer, Miniſter des Jnnern. bisher Land agsabge

ordneter. München. Alw'n Saenger, Rechtsanwalt. München.
Georg Simon, Redakteur und Mariſtratsrat, Augsburg Toni
Vfülf, Veolksſchullehrerin. München. Heinrich Gölzer,
Schreinermeiſter. bisher Landtagsaßgeordneter. Kempten. WMartin
Gruber, Redakteur und Gemeindebevollmächtigter, München.

25. Wahlbezirk: Niederdanern und Obrrrfalz,
Michael Burgau, Arbeiterfekretär, Regensburg. Peter

vo 11, Kaufmenn, Paſſcu.
26. Wahlbez rk: Franken.

BVrann. Chefredakieur. Rürnderg. Johann

Pokorny,

Dr. Ldolf
Voagsol, Parteiſekretär. Fürth. Fris Endres. Arde terſekretär
und Gemeindcebevollmöchtieter. Würsburg. e
ſchäftsführer und Maglſtratsrat. Schwabach.
Redakteur und Magiſtratsrat, Bayreuth.

in der Nationalverſammlung wieder erſcheinen. Sie ſind in a

Binder, Stadtrat, fen.Kaiſerslautern. e

Hausſrau, D nN. Magnus

9 R. chard idt,Redakteur, Meißen. Hermann K Redakteur, Berlin O. 34.

Karl
29. Wahlkreis: Fivn

Pinkan, Photograph, Leipzig. Arbeiterſekretär Auguſt
Lüttich, Leirzig.

30. Weehlkreis: Chemnigtz.
Guſtap Roske, Chefredakteur, Chemnitz. Richard Meyer,

rteiſekretär, Zwickau. Georg Schöpflin. Redakteur, Berlin.
el Stücklen, Schriftſteller, Berlin-Steglitz. Hermann Mo ken

buhr, Stadtrat, Berlin-Schöneberg. Minna Schilling, Haus-
rr Döbeln. Paul Röhle, Arbe terſekretär, Plauen. Max
Jungnickel, Parteiſekre!är, Annaberg.

31/32. Wahlkreis: Württemberg.
Wilbelm Keil, Redakteur, Ludwigsburg. Karl Hildenbrand,

Geſchäftsführer der Volksfürſorge, Hamburg., Albert Salm,Mechaniker, WangenStuttgart. Alexander Schlide, 1. Vorſ.
d. Deutſch. Metallarbeiterrerbandes, Stuttgart. Gottlieb Kenn-
zott, Arbeiterſekretär und Gemeinderat, Eßlingen. Otto Stein-
mayer, Gewerkſchaftsangeſtellter, Stuttgart. Anna Blos,
Schriftſtellerin, Degerloch-Stuttgart.

33. Wahlkreis: Baden
Oskar Geck, Redakteur und Stadtverordneter, Mannheim,

Oskar Trinks, Parteiſekretär und Stadtverordneter, Karls-ruhe. Leopold Räckert, zurzeit Verkehrsmin ſter, Karlsruhe.
Chriſtian St ock, Arbeiterſekretär und Stadtverordneter, Heidel-
berg. Lorenz Riedmiller, vHolzarbeiter, Emmendingen.

34. Wahlkreis: Heſſen.
Karl Ulrich, Mini Lerpräſident, Offenbach a. M. Dr. Edurrd

David, Unterſtaatsſekretär, Berl n. Dr. Ludwig Queſſel, Schriſt-er Drmſtavt Ludwg Haſenzahl, Elfenbeinſchnitzer, Erbach

35. Wahlfreis: Mecklenburg, Lübeck.
Franz Staroſſon, Staatsminiſter, Schwerin.

Stelling, Revaktenr, Lübeck. Hans Krüger,
miniſter, Neuſtrelitz.

36. Wahlkreis: Groß-Thürinsen.
Paul Reihhaus. Kaufmonn, Erfurt. Auruſt Vaundert, Schrift

ſteller, We mar. Arkur Hoſfmann, Buchdruckereibeſitzer, Saalfeld
a. d. Saale. Hermann Käppler, Redakteur, Berlin-Köpenick,
Minna Eichlerx, Frau, Eiſenberg, S.-A.

37. Wahlkreis: Humburg, Bremen und Reg.-Bez, Stade.
Otto Stolten, Redakteur, Hamburg. C. Auguſt Hellmann,

Volksſchullehrer, Hamburg. Karl Deichmann. Gewerkſchaſtsange-
ſtellter, Reuenland bei Bremen. Karl A. Heuſe, Gewerkſchafte-

retär. Hamburg.
inkelmann, Gewerkſchatsange“tellter. Bremen.

Von den bisherigen Frak ionsmitsliedern ſehlen zunächſt die
ier Eläſſer Böhle, Fuchs, Emmel und Pe rotes, dann Antrick,
loß, Dies. Cohen-Reuß, Ewald, Feuerſtein. Eder, Fiſcher, Göhre.

Grenz, Haberland, Hugel. Dr. Lenſch. Leurert, Veus, Schmidt-
Verdel? Segitz, Spiegel, Stubbe, Dr. Südekum, Uhlig, Vollmar,

el.

Johannes
Staats

Tagesgeſchimte.

Unabhüngige Kröhwinkeleſen.
Die krankhafte Sucht unabhängiger Führer, unter allen

Umſtänden die Verhältniſſe ſo zu verzerren, daß ſie ihren
Wünſchen entſprechen, hat am Sonnabend in Braunſchweig zur
Gründung einer nordweſtdeutſchen Bundesrepu-
blik 50 bis 60 Vertreter von mburz, Anhalt, Scchſen, Provinz Sach'en, Hannover, Bremen,
Eſſen und Oldenburg, ſämtlich uncbhängige Mitglieder ihrerA. und S.-Räte en nach dem Ausfall der National-
wahlen könne das Werk der Rerolution nur geſichert werden,
wenn die A.- und S.-Räte die politiſche Macht
feſt in den Händen behalten. Die Demobiliſierung
und Sozialiſierung könne nicht das Werk einer Partei ſein,
welche die bürger. ichen Kräf.e auslöſt und organiſiert zur
Niederwe. fung der Revolution. Sie könne auch nicht das
Werk der bürgerlichen reakt. cnären Nationalverſammlung ſein.

„Die A. u. S.-Räte Weſtdeutſchiands verpjichten ſich daher
untcreinander, die politiſche Macht nicht aus den Händen zu
geben. Sie werden die politiſche Macht die ſie von den revolu-
tionären Arbeitern und Soldaten erhalten haben, ſo lange be
halten. bis das Werk der Revolution vollkommen geſichert iſt.“

Nach einem Vortrag Sepp Oerters wurde die Gründung
von zehn mittcl- und nordw ſtdeutſchen ſozialiſtiſchen Frei-ſtaaten empfohlen, nämlich Sachſen mit Proving Sachſen
e terrurg und be.den Reußen, z)aup ſtadt Leipzig; Thür
ringen bis zu Fuldo und vim Harz reichend, Haup' ſtadt
Erfurt; Heſſen, Heſſen-Naſſau und Kurheſſen umfaſſend,
Haupe ſtadt Frankfurt a. M.; Rheinland W

r ne rr Hameover, Hauptſtadt Hannovetr;
Oldenburg, Hauptſtadt Oldenburg; bremiſcher Hreiſtaat,
Haupſtadt Bremen; Braunſchweig mit Lüncburg, Trilen
von Hannover und Anhalt, Haup ſtadt Braunſchweig;
Hamburg mit Schleswig-Holſtein, Haup ſtadt Hamburg,
Altmark mit Anhalt, Hauptſtadt Magdeburg. Wenn

ö dieſe zehn Fre ſtaaten unter ſich wieder ein
es Ganzes bilden mit der Hauptſtadt Kaſſel

Mit dem ganzen deutſchen Reich würde ſich dieſer Sonder
ſtaat ſur verbinden, „wenn das deutſche eine auf dem
Räteſyſtem beruhende entſchirden ſozialiſtiſche Regie-
rung hat und alle Perſonen aus der Regirrung entfernt ſind,
„d'e ſich während des Krieges und der Revolution kompromit-
tiert haben. Geht die Regierung darauf nicht ein, ſo wollen
die vereinigten woſtörutſchen Freiſtaaten ſich als ſelb-
a und unabhängig von der Berlineru ah e und ſoſort mit der Entente einen

u n.In der Debatte gelangte zum Ausdruck, daß bindende Be
ſchlüſſe über die Haupffragen noch nicht gefaßt werden könnten.
Eine ſiebeng'iedrige Kommiſſion ſoll die Fragen vorberaten.
Politiſch iſt der Vorſtoß eine Krähwinkelei verſchrobenſter Art.
Aber das Unternehmen iſt trotzdem nicht ungefährlich. Das A
und das Z. des ganzen Beginnens iſt, man will die politiſche
Macht der A. und S.-Räte vereinigen Was enblickli
Notbehelf war und mit allen Gorechen eines ſol behaftet
iſt, ſoll dauernde Grund'ooe werden, damit kleine Ortsgrößen,
die der Hrn an die Spitze gebracht hat. ſich dauernd im
Glanze ihrer Bedeutung ſonnen können. Wird die dem
demokratiſchſten Wahlgeletze der Welt zuſammengeſetzte Natio
nalverſemmlung eine grundlegende Roichcwerfaſſung gegeben
Dur und werden auch in Preußen die Gemein auf

woratiſchſter Grundlege ſtatceſunden haben, dann über
all im Reſch, in don Bundesrepuliken und in den inden
vollwe tige Vertretungen e und damit erliſcht die
Tätigkeit der A. und SRäte von ſelbſt. Jhre Auf abenvier übe dann die Vert ar in Je

Johanne Reitze, Ehefrau, Hamburg. Karl

r wegt Vurgermeiſee Regierung und Ratſonalberſommlung.
Nachdem die Freiheit r „Nieder mit der Regie

rung Ebert-Scheidemann!“ gebrüllt ſtellt ſie ſich jetzt ſehr
betroffen gegenüber der Ausſicht, daß die Regierung Eboert-
Scheidemann verſchwinden und einer demokratiſch ſozialiſtiſchen
Kogalitionsregierung Platz machen könnte. Sie iſt jetzt ganz
und gar dafür, daß die Regierung Ebert- Scheidemann bleibt,
und ſagt darüber:

Erfüllung beſtimmter Aufgaben gewählt iſt: zur Schaf
fung einer aſſfung, zur Erledigung der dringendten ten
geſetze, vielleicht noch des Friedensſchluſſes. Es iſt nicht ein

künſtlt.
recht gebracht; in dem Augenblick, in dem eine vom Volk ge
wählte Vertretung da iſt, geht die höchſte Gewalt im Staate
ohne weiteres auf ſie über. Keine Regierung kann ſich ihr
en gegenſtellen, chne damit den Grundſatz der Demokralie
ſe ſt preiszugeben. Die Erhaltung einer rein ſozialiſtiſchen
Regierung wäre nur möglich im Einvernehmen mit den Demo-
kraten. falls dieſe bereit wären, die Regierung zu unterſtühen,
ohne ſich direkt an ihr zu beteiligen. Um die Tatſache einer
parlamentariſchen Korolition kämen wir damit nicht herum,
ebenſowenig um den Umſtond, daß die Regierung genötigt iſt,
be einer parlomentariſch n Mohrheit Deckung zu ſuchen. Jn-
dem die Freiheit dieſe ſimplen, jedem prafktiſchen Politiker
ſelbſtverſtändlichen Tat'ochen vordreht, bleibt ſie nur ihrer Auf-
d treu, eine heilloſe Konfuſſion in Arbeiterköpfen anzu
richten.

Die Bekämpfung ber Arbeitsloſtigkeit.
Die unhaltbaren wirtſchaftlichen Zuſtände haben im

Kobinctt den Entſch uß reiſen laſſen, radikal durchzugreifen
und Maßnahmen ins Werk zu ſetzen, die der mehr und mehr
Platz greiſenden chaotiſchen Verwirrung unſeres Wirtſchafts
lebens Einhalt zu tur geeignet ſind. Ohne weiteres iſt klar,
daß der Hebel, an den hier anzuſetzen iſt, der Arbeitsmarkt, be
onders das brennende Problem der Arbeitsloſigkeit ſein muß.
dent man, daß allein in der Landwirtſchaft die Zahl der

fehlenden Arbeiskräſte auf annähernd 600 000 Porſonen be
zifſert werden kann und ſchon jeßt die Frühfahrsebeſtellung
unter ſolchen Verhältniſſer als ernſt'ich gefährdet gelten muß,
erwägt man weiter, daß die Lebensmittelverſorgung Deutſch
lands durch die Entente aufs Engſte mit einer höchſtgeſteiger-
ten Aus uhr von Kohlen, Kali und Jnduſtricerzeugniſſen ver-
knüpft iſt, es kann kein Zweifel ſein, daß ſich gigen die er-
ſchreckend an wachſende Arbeitsloſigkeit in Bälde von ſelbſt
Zwangsmafnahmen aufdrängen, von denen die eben veröffent-
lichte Vererdnung von 15. Januar 1919. nach we'ſcher den
Komnmunen das R'cht zuſteht, in allen Fällen, wo Arbeitsan-
nahme unbegründet verweigert wird, die Erwerbsloſenunter-
ſtüßung zu entzichen, vielleicht nur den erſten Schritt bedeutet.
Sollte dieſer ſanſte Druck nicht hinreichen, ſo wird man voraus-
ſichtlich vor ſchärſeren Maßnahmen nicht zurückſchrecken. Schon
jetzt kann geſagt werden, daß Erwägungen in dieſem Sinne
im Gange find.

Die Lage in den Kohlenrevleren.
Entgegen günſtiger lautenden Nachrichten einiger

Blätter muß feſtg ſtellt werden, daß in Loerſchleſien die
Kohlenförderung infolge des Streiks noch immer
äußerſt gering iſt. Am 23. Jamuar ſind 2463 Wagen
(gegen normal etwa 12 009) verſandt worden. Am 24. Januar
ſind nur 2418 Wagen angefordert worden. Es ſtreiken immer
noch 34 Gruben. Da in Lberſchleſien Froſtwetter eingetreten
iſt, wird mit der baldigen Einſtellung dis Umſchlages in Ko'el
gerechnet werden müſſen, ſo daß ausſchließlich der Bahnweg
für die Be'örderung übrig bleiben w'rd. Infolge der bekannten
Eiſenbahnſchwierigfeiten geſtaltet ſich die Abfuhr ſchleppend.

Jm rheiniſch weſtfäliſchen Steinkohlenrevier wurden am
23. Januar 9764 Wagen (gegen rund normal etwa 24 000)
verſandt.

Und trotzdem!

Wie vorauszuſehen war, erklären die Unabhängigen ihre
blamable Nieder age bei den Wahlen zur Nationalverſamm-
lung auf den Mangel an „aufklärenden“ Preßorganen zurück.
Wir haben bereits die Hinfälligkeit dieſer feigen Ausflucht
durch den Hinweis e dargetan, wo drei unabhän-
gige Organe unſerem Vorwärts gegenüberſtehen, aber trotz-
dem die Flucht aus den Reihen der Unabhängigen kataſtro-
hal werden droht. Noch eklatanter iſt die Abſtimmungn eblingen geweſen. Dort herrſcht die Bergarbeiter-

Stimme Dittmanns allein. Und das Ergebnis Jn Solingen
ſelbſt wurden für die ſozialdemokratiſche Liſte 8646 Stim
men abgegeben, für die Unabhängigen 4608. Jm Landkreiſe
Solingen fielen auf die ſozialdemokratiſche Liſte 18 522, auf
die unabhängige 21247 Stimmen. Jnsgeſamt erhielten ſo-
mit die So ialdemokraten 27 168, die Unabhängigen 25 955
Stimmen. Und das in Solingen!

die unabhüngige Fraktisn
wird nur 22 Mitglieder zählen. Von der Reichstagsfraktion
gehören ihr an Haaſe, Zubeil. Kunert, Raute, Simon,
Geyer, Bock, Wurm, Dr. Cohn, Henke. Nicht wiedergewählt
ſind Älbrecht, Ed. Bernſtein, Brandes, Büchner, Dittmann,
Dr. Erdmann, Dr. Herzſeld, Horn, Hüttmann, Jäckel, Lede-
bour, Styſſel, Schwartz, Vogtherr. Zehn Wiedergewählten
ſtehen ſomit 14 Nichtwiedergewählte gegenüber.

Teuernngszulagen für Militärhinterbliebene.
Berſin, 25. Januar. Vor kurzem haben die Militär

S eine einmalige r erhalten.Nunmehr ſoll den Hinterbliebenen von Militärperſonen der
Unterklaſſen eine ſolche Teuerungzzulage gewährt werden, indem
ihnen im Empfange der für Februar dieſes Jahres zuſtehen-
den geſetzlichen Verſorgungsgebührniſſe, Zuſchläge zur Kriegs
verſorgung, laufenden endungen und laufenden Unter-
ützungen ſtatt des einfachen Monatsbetrages der anderthalb-

tebetrag ausgezahlt werden wird. den vorbe-
zeichneton Hinterbliebenen zählen ſämtliche Hinterbliebenen

der Unterkiaſſen (Witwen, Waiſen, Eltern,

nde Kinder dener r ine oder nein ilitärfondswaltungevorſhriten Bezug aus Mil

n
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Der Wehltanyf in Vezrt Hale-Nerſehurg.
rer r 8e ver S a5

Etwas von der Zultik und dem Terror der Unghhängigen.
„Die unabhängige Sozialdemokratie hat im Wa lbezirkHalle Merſeburg einen glänzenden Sieg erfochten“, ſereiht

das halliſche VPolksblatt. Es lohnt fich vielleicht, einmal zu
beleuchten, wie dieſer „Sieg“ zuſtande gekommen iſt, unter
welchen Bedingun en unſere Partei in dieſem Bezirk
in den Wahlkamp und mit welchen Schwierigkeiten ſie
zu kämpfen hatte. genommen ſei aber, daß trotz
dieſer r t Schwierigkeit die alteſozialdemokratiſche Partei einen ganz beden-
tenden htungserfolg errungen, rund 110 000
Stimmen auf ihre Liſte vereinigt hat, und daß es ihr wäh-
rend des Wah kampfes 9eſpn en iſt, eine ganz neue
Organiſation, die ſaſt über den ganzen weit ausge
dehnten Bezirk verbreitet iſt, aufzubauen, die mit aller
Energie weiter ausgebaut werden und bei künftigen
Wahlen es ermöglichen wird. die beim erſten Hieb erzielten
Erfolge zu vervielfältigen. Die Vorbedingungen dafür ſind
g. eben und zahlreiche Anzeichen ſprechen für die Richtigkeiter Annahme.

Nach der 1917 erfolgten Spaltung der Partei iſt die
halliſche Organiſation und die des ganzen Bezirks zu den
Unabhängigen übergegangen. Nur in Halle war es möglich,
ſofort eine neue Organiſation zu ſchaffen; in anderen Be

waren wohl n der alten Partei treu ge
lieben, aber an eine feſte Organiſation und Neuaufbau der

Organiſation war während des Krieges nicht zu denken.
Nach der Revolution, die erſt die nötige Bewegungsrreiheit
brachte, wurde allerdings energiſch ans Werk gegangen und aber der Soldatenrat das Heft nicht feft in der Hand und
die kur e Zeit bis r Wahl eifrig genutzt. Dagegen hattendie Unabhängigen die alte, feſte, ſelnvereſtelte Organiſation

in Händen und haben dieſen Vorteil in einer Weiſe aus
gert daß es lohnt, darüber einmal ein paar Worte zu
verlieren.

Sofort, als es feſtſtand, daß die Wahlen zur National-
verſammlung vorgenommen werden, gingen unſere Genoſſen
hinaus in den weiten Vezirk, um für die alte ſozialdemo-
kratiſche Partei zu werben. Ueberall ſollten Verſammlungen
abgehalten wreden, aber hier ſtießen wir ſchon auf die erſten
Schwierigkiten. Vermöge ihres Apparates ſtörten die Un-
gbhänoigen unſere Verſammlungen, wo ſie nur konnten.
Doch die vielen Verſammlungsſtörungen und
-ſprengungen nen aufzuführen, iſt geradezu eine
Unmöglichkeit. Zahlloſe Berichte ſind uns darüber zuge-
gangen. Wir wollen als Beiſpiele nur einige beſonders
prägnante Fälle hervorheben. Jn einer Verſamm-
Da in Sandersdorf wurde Genoſſe Spengler aus
Bittkerfeld, der ein Reſerat für unſere Partei halten
ſollte, mit einem Sturm von Schimpfworten aller Art
empfangen und unter Rufen, wie: Raus ihr Lumpen, ſonſt
ſchlagen wir euch die Knochen kaputt, wurde Genoſſe
Spengler aus dem Saale gedrängt. Jn Eisleben, wo
ein Vertreter des halliſchen Solidatenrates für die alte
Partei referierte, wurde unſer dortiger Wahlleiter, Genoſſe
Müller, der die Verſammlung leitete, nach tumultuariſchen
Szenen ſchwer mißhandelt und blutig geſchlagen, ſo daß er
ärztliche Hilfe in Anſpruch nehmen mußte. Jn einer vom
A. und S.-Rat in Cöllme einberufenen Verſammlung
ſollte unſer Kandidat, Genoſſe GarbeHalle, ſprechen.
200 bis 300 Unabhängige, die eine Demonſtration veran
ſtaltet hatten. drangen in den Saal. Sie forderten die Ver-
ſamm'ungsteilnehmer auf, ſich ihnen anzuſchließen; als dieſe
der Aufforderung nicht folgten, gingen die Demonſtranten
zu Tätlichkeiten über, mit Stöcken und Fäuſten wurde drein-
geſchlagen, und mehrere Perſonen r ſo ſchwer miß-
handelt, daß ſie bewußtlos zuſammenbrachen. Auch Genoſſe
Earbe wurde mißhandelt, nur dem Dazwiſchentreten eines
en war es zu danken, daß er nicht niedergerknüttelt
wurde.

Natürlich blieb dieſer Terror nicht ohne Folgen: ſchwie
riger wurde es, Verſammlungen abzuhalten; die Leute in
den vielen Orten. die mit unſeren Anſchauungen ſympathi-
fierten, trauten ſich nicht heraus. Schwierig war es. die Leute
zu bewegen, ſich öffentlich zu unſerer Partei zu bekennen und
für ſie zu arbeiten. So bereitete die Flugblattverbreitung
große Schwioriokeiten und noch ſchwieriger war es, für den
gegen die Scheidemannpartei hatte leider eine Siedetempe
ratur gezeitigt, beſonders in den Bergarbeiterbezirken, ſo
daß unſere Anhänger ſich vor Tätlichkeiten nicht ſicher
glaubten, wenn ſie e für uns arlriteten. Daß dieſe
Bedenken nicht zu Unrecht beſtanden, bewies der Wahlteg ſelbſt.
Unſere Sktimmzettelverteiler wurden beläſtigt, beſchimpft, be-

Preußen und Polen.

Zu den in A usſicht genommenen Verhandlungen zwiſchen
den preußiſchen Volen und Reichsregierung erfahren die
P. P. N. von mafgebender Sceite:

Die Polen in Poſen haben die Reichsregierung um
Kohlen lieferung erſucht und ſich dafür bereit erklärt,
Lebensmittel zuliefern. Die Reichsregierung
hat das Erſuchen in dieſer Form ab gelehnt und erklärt, daßſie aus dem preußiſchpolniſchen Problemkomplex nicht einzelne

Fragen herausſchälen laſſen könne, ſondern darauf beſtehen
müſſe, daß das deutſch-polniſche Verhältnis in
ſeiner Geſamtheit erörtert werde. Die preußiſchen
Polen haben ſich damit einverſtanden erklärt; drei ihrer Ver
treter ſind in Berlin eingetroffen. Heute nachmittag beginnen
ihre Verhandlungen mit der ierung des Reiches und
Preußens. An den getroffenen M n zur Zurückweiſung
der polniſchen Anſprüche wird durch dieſe Verhandlungen vor
läufig nichts geändert.

die ökonemiſche Unruhe in der engliſchen Arbeiterſchaſt.

Bern, 23. Januar. Der Verband engliſcher Bergarbeiter mit 650 000 Mitgliedern ſiellt die auf ſo
fortige des SechsStundenTages. Er verlangt nicht
nur Ausgeſtaltung der Arbeiterlohnſätze derart, daß die Arbeiter
in der ein Arbeitszeit genau ſoviel verdienen wie in
der achtſtündigen, ſondern außerdem 30 Prozent Zzhnzuſolag Fie
„Times“ berechnen, daß dieſe Lohnforderungen eine Mehr-
belaſtung der nationalen Produltion um jährlich 800 Millionen
Mark darſtellen. Zur allgemeinen Lage der arbeitenden Klaſſen
bemerkt das Blatt ſodann weiter: die Ueberſtunden haben au
gehört, die Arbeitszeit iſt verkürzt worden, der Verdienſt iſt all
gemein zurückgegangen, es gibt zahlreiche Arbeitslof

Weiter veröffentlichen die r unter der Ueberſchr
„Die kommenden Arbe litz
worin die Schaffung

rderta

geſchlagen, an einzelnen Stellen gezwungen, ihre Tätig-
keit einzuſtellen. Auch hier können wir nur einzelne Fälle her
ausgreifen. m Ammendorfer Be irk, ſo in Beeſen,
in Oſendorf wurden unſere Stimmrettelverteiler mit Tot-
ſchlagen bedroht. Jn Schkeuditz mußten ſich unſere Ver-
teiler die wüſteſten Beſchimpfungen gefallen laſſen, und
waren, um Tätlichkeiten zu entgehen, gezwungen, ihre Tätig-
keit einzuſtellen. Jn Zſcherben wurden unſerem dort
ſtehenden Genoſſen die Stimmzettel entriſſen, vernichtet und
der Perteiler mit Gewalt verjagt. Bezeichnend bei dieſen
Vorgängen, nach oſtelbiſchem vorrevolutionärem Muſter, die
wir beliebig ergänzen könnten, iſt, daß die Stimmzettel-
verteiler der bürgerlichen Parteien unbe-
helligt blieben.

Nun kommt noch ein anderes wichtiges Kapitel, daß
uns den Wahlkampf ganz bedeutend erſchwert hat. Am
7. Januar fanden in Halle ſpartakiſtiſche Un-
ruhen ſtatt bei denen auch der Druck unſerer Zeitung ge
hindert, Broſchüren und Flugblätter aus der Geſchäftsſtelle
der Volksſtimme gewaltſam entfernt und vernichtet wur-
den. Ebenſo wurden auch aus der Druckerei des Hendelſchen
Verlags die dort für uns gedruckten Flugblätter fort-
geſchleppt und verbrannt. Der Soldatenrat beſchloß zwar
nach der Beſetzung der Zeitungen durch die Spartakiden, die
Zeitungen durch Sicherheitsmannſchaſten des Soldätenrats
beſetzen zu laſſen, damit, wenigſtens vor l ä uf i g, das Er
ſcheinen der Zeitungen geſichert ſei. Zu jener Zeit hatte

eine allgemeine Unfſicherheit begünſtigte das Treiben der
Spartakiſten, die von Zeit zu Zeit der Druckerei der Sagle-
Zeitung, wo Flugblätter unſerer Partei gedruckt wurden,
einen Veſuch abſtätteten, und trotz des anweſenden
Sicherheitskommandos, das dem Treiben untätig
zuſah, die vorgefundenen Flugblätter vernichtete. Dadurch,
daß ſtündlich mit dem Beſuch der Spartakiſten gerechnet
werden mußte und der anweſende Schutz nicht zuverläſſig
war, entſtand eine Anſicherheit, die es ratſam erſcheinen
ließ, mit dem Druck der Flugblätter zurückzuhalten, und die
vor allem, was das Wichtigſte iſt, den rechtzeitigen
Druck unſerer Stmmzettel, die in der Maſchine zum
Druck bereit waren, verhinderte.
Mitteilung, daß, wenn die Spartakiſten die gedruckten Slimm-
zettel verbrennen würden, er ſür die Rieſenauſlage von der be
ſonderen Papierſorte keinen Papiererſatz bekommen könne.
So gingen koſtbare Tage vorüber, das Papier mußte in aus-
wärtige Druckereien geſchafft werden und erſt reichlich ver
ſpätet konnten die Stimmzettel in die Hände der Wähler
gebracht werden. So kam es denn, daß durch dieſe ſparta-
kiſtiſchen Zwiſchenſälle, den Mangel an Kräſken und den
Terror der Unabhängigen viele Orte keine Stimmzettel er
halten konnten. Die Unabhängigen wurden durch das ſpar-
takiſtiſche Treiben in ihrer Wahlarbeit nicht im geringſten
beeinträchtigt, im Gegenteil begünſtigt. Zum mindeſten im
gleichen Maße begünſtigt, wie ſie das Treiben der hieſigen
Spartakusgruppe begünſtigten und moraliſch ſtützten.

Noch eins mag nicht unerwähnt bleiben. Gingen die
Unabhängigen in ländliche Diſtrikte, dann arbeiteten ſie nur
als Sozialdemokraten, nachgewieſenermaßen oft mit dem
Material der alten Partei und redeten herzlich wenig davon,
daß ſie Unabhängige ſeien. Mehrere Fälle ſind vorge-
kommen, wo ſie Mitglieder unter unſerem Schilde geworben
haben und den neugewonnenen Parteigenoſſen dann Mit
gliedsbücher der unabhängigen Partei zuſtellten. Und da
iſt es dann wiederum in mehreren Fällen vorgekommen, daß
die ſo gebildeten neuen Ortsvereine, nachdem ſie ſahen, was
geſpielt wird. geſchloſſen zu unſerer Partei übergingen.
Ueberall hinzuleuchten, reichte unſer noch in der Entwicklung
befindlicher Apparat noch nicht aus.

Wir ſührten den Wahlkampf unter Bedingungen, die
ungünſtiger nicht zu denken ſind. Und wir haben trotz alle-
dem gut abgeſchnitten. Aber wir arbeiten weiter, bauen
weiter, unſere Organiſationen wackſen, wir marſchieren und
kommen ſichtlich vorwärts trotz Terror und Gewalt-
politik. Und wie im ganren Reiche die alte ſozialdemo-
kratiſche Partei die herrlichſten Siege errungen hat, ſo können
auch wir ſtolz ſein auf das, was wir in dieſer „Hochburg“
der Unabhängigen bisher geſchafft haben. Und wir werden
weiter ſchaffen und werden weiter vorwärts kommen im
Kampfe für das Proletariat, für das Volk,

für die alte ſozialdemokratiſche Partei.

der ſämtliche Gewerkſchaften vertreten wären und die in jedem
einzelnen Falle die Genehmigung zu Streiks zu erteilen habe und
zwar nach vorhergehender genaner Erörterung der einzelnen wirt-
ſchaftlichen Momente Jn ſolcher Körperſchaft würden beiſpiels
weiſe Vertreter ſömtlicher anderen Jnduſtrien den Bergleuten klar
machen, welchen Schaden ihre Forderungen für das geſamte Wirt-
ſchaftsleben bedeuteten.

Die Streikbewegung ergreift immer ſtärker die ge-
ſamte Schwerinduſtrie und den Schiffsbau. Die Arbeiter-
ſchaft am Clyde droht für den 27. Januar die Arbeitsnieder-
legung an, falls nicht die 40-Stunden-KWoche unter Beibehaltung
der früheren Löhne bewilligt wird.

Engliſcher Rieſenſtreik am 27. Jannar.

London. (Reuter.) Das Arbeiterkomitee im Clyde
diſtrikt billigte die Vorbereitungen für den am 27. Januar
zugunſten der vierzigſtündigen Arbeitswoche geylanten
Streik der Schiſfs- und Werftsarbeiter. Die ſtädtiſchen
Arbeiter von Glasgow haben beſchloſſen, ſich den Arbeitern
der Schiffswerften anzuſchließen. Der Diſtriktsausſchuß von
Glasgow rief die Vereinigung der Maſchinen und Werk-
zeugarbeiter ebenfalls zum Streik am 27. Januar auf.
Rieſendemonſtration der amerikaniſchen Arbeiterklaſſe.

Ein von über 1000 Delegierten beſuchter amerikaniſcher
Arbeiterkongreß tagt gegenwärtig in Chicago um für die Wieder
aufnahme des Prozeſſes gegen die Arbeiterführer Mooney und
Billing zu demonſtrieren. Der Kongreß beſchloß die Vorbereitung
eines Generalſtreiks für den 4. Juni, falls nicht bis dahin
die Freilaſſung durch andere Mittel zu erreichen ſei. Die Dele-
gierten vertreten ſämtliche Arbeiterorganiſotionen von einiger-
maßen größerer Bedeutung Mooney und Billing wurden wegen
angeblicher Mitſchuld an dem Exploſionsattentat verurteilt, das
im Jahre 1917 in San Franzisko ſtattfand. Die allgemeine An
ſicht ha daß das angebliche Attentat von anderer Seite
zu un Zwedcen vazanſtaltet worden wax

Kurze Iuhrihten.

Die ren wieſen e ſollen t fär Reg e

Unſer Drucker machte uns

und den Funktionär des Bergarbeiterverbandes Poko rn y aus
Saarbrücken aus. Jm Ausweiſungsbefehl werden die beiden als
„Hetzer“ bezeichnet.

Rückkehr Wilſons nach Amerika. Wilſon wird Anfang
Februar nach Amerika zurückkehren und dürfte zu ſeinem Ver-
treter auf der Friedenskonferenz entweder Taft oder Root er-
nennen. Am 27. Januar wird Wilſon in Brüſſel erwartet.

Die militäriſche Demobilmachung Deutſchlands ſchreitet
entgegen allen anders lautenden Nachrichten der Entente
tüchtig vorwärts Dies beweiſt am beſten die Entloſſung des
Jahrganges 98. Die Demobilmachung wird auch weiterhin mit
aller Energie und Entſchiedenheit fortgeſetzt und wird trotz der
ungeheuren Schwierigkeiten, die ſich beim Rücktransport der
Truppen in ihre Heimat ergeben, in kürzeſter Friſt vollendet ſeitt.

r gegen Weimar. Die Berliner Stadtveroroneten
Dr. Weyl und Heimann heben namens der beiden ſoziaſ
demokratiſchen Fraltionen folgenden ſchleuniges Antrag geſtellt:Wir beantragen, die Stahrverordnetenverſannnientg wolle be

ſchließen, namens der Berliner Bürgerſchaft gegen die Einbe-
rufung der deutſchen Nationalverſammlung nach Weimar bei
den zuſtändigen Behörden ſchärſſten Proteſt zu erheben.

General v. Winterſeld iſt wegen der weitgehenden Forde-
rungen der Franzoſen als Vorſitzender der deutſchen Waſfenſtill
ſtandskommiſſion zurück getreten.

e

Halle und Gagltreis
Halle. 27. Jannar 1919.

reerDer Tag Jer h
Der Tog der Preußenwahl war ein weißer Wintertag mit

grimmer Käle. Am frühen Morgen begann wie acht Tage
vorher das Wahlgeſchäfr und dehnte ſich bis in die ſpäter Abend-
ſtunden aus. Der Andrang war etwas ſchwächer wie zu den

Zaticenalverſammlingswahlen, die Wahlbeteiligung geringer.
Die Haupi t war am 19. Januar geſchlagen, auf den Tag

und feine gang hatte ſich das Hauptintereſſe konzentriert;
es war keiner Steigerung mehr fähig und ſo kam es, wie es nichi
anders kommen konnle: Das Intereſſe flaute ab, trotzdem die
Preußenwahlen nicht minderwichtig waren gls die Wahlen
zur Nationalverfennmlung. Viele glaubten ſchon mit dem
einem Male ihre Pflicht erfüllt zu haben und blieben der Wahl
urne fern. Auch die Propaganda der Parteien vorher und die
Wahlarbeit am Tage ſelbſt. wurde nicht ſo intenſiv betrieben
wie am 19. Januar. Die Wahl ging ohne Störung vonſtatten,
das Straßenbild war nicht anders wie an normalen
Sonntagen.

Etwas von der Sozialiſterung im mitteldeutſchen Braun
kohlenrevier.

Der Bezirfs-A.- u. S.-Rat hatte nach dem Volkspark eine
Zuſammenkunſt der Bergarbeitervertreter des mitteldeutſchen
Braunkohlenreriers einberufen. Koenen gab der Anſicht Aus
druck, daß die Sozigliſierung des mitteldeutſchen Bergbaues von
unten herauf beginnen müſſe. Der erſte Schritt ſei ſchon getan
durch die Unterſtellung des Oberbergamtes Halle unter den
Bezirks-A.- u. S.-Rat. Weiter wurde auf dieſer Konferenz eine
proviſoriſche Kommiſſion gewüählt, welche W mit Vorbereitungen
zur Sozialiſierung und Wahl von Betriebs-A.-Räten befaſſen wird.
Die erſte Sitzung dieſer Kommiſſion findet am 27. Januar vorm.
9 Uhr im Gewerkſchaftshaus in Halle ſtatt.

Die Lohnbewegung im Gaſtwirtsgewerbe.
Mittwoch nacht fand im „Goldenen Hirſch“ eine gut beſuchte

öffentliche Verſammlung aller Gaſtwirtsgewerbeangeſtellten ſtatt.
Die Verſammlung war von der Arbeitsgemeinſchaft der gaſtwirt-
heran Angeſtelltenverbände und -Vereine, Ortsausſchuß Halle,
einberufen. Auch Vertreter der Wirte waren anweſend. Es fand
eine lebhafte Ausſprache S in der von allen Seiten bedauert
wurde, daß die Halliſchen Gaſtwirte die Forderung der Kellner auf
feſte Entlohnungbei Fortfall des Trinkzwangs
abgelehnt haben und rer für undurchführbar halten. Zu dem
Vorſchlage der Arbeitgeber, einen Uebergangstarif mit
beſſerer Entlohnung und Beibehaltung der Trinkgeldes zu ſchaffen.
nahm die Verſammlung folgende Entſchließung einſtimmig an:

„Die am 23. Januar im Goldenen Hirſe tagende, ſtark br
ſuchte öffentliche Verſammlung aller Angeſtellten im Hotel-z,
Reſtaurant und Kaffehausgewerbe nimmt den Bericht des Koll.
Saar Verband der Gaſtwirtsgehilfen) über die Tarifverhand-
lungen mit den Unternehmern zur Kenntnis und beſchließt, den
Vorſchlägen der Arbeitgeber als Uebergangstarif unter folgenden
Abänderungen: 1. für Anshilfen 12 Prozent, 2. Aushilfen für
Reſtaurant pro Tag 10 Mark, 3. in Geſchäften, in denen beſondere
Anſprüche und Fähigkeiten, Sprachkenntniſſe und Garderobe ge-
ſtellt werden, können entſprechende Zuſchläge See werden, die
von der Tarifkommiſſion feſtzuſetzen ſind, zuzuſtimmen. Sie be
dauert, daß ſich die Arbeitgeber nicht Zur vſchaffung des Trink-
geldes unter Einführung feſter Wochenlöhne aufſchwingen konnten.
Die Verſammelten verpflichten ſich. bei den zukünftigen Tarif-
verhandlungen alles zu tun um eine ſtraffe Einheitsorganiſation
im Gaſtwirtsgewerbe zu ſchaffen und erklären, keine nichtorgani-
ſierten Kollegen in ihren Reihen zu dulden.“

Neuwahl von Magiſtratsmitgliedern und Gemeindever-
ſtänden unterſägt. Jn Verfolg der Verordnung über die Auf-
lung und Neuwahl der Gemeindeparlamente hat das preußiſche
Miniſterium des Jnneren eine Verfügung erlaſſen, welche dte
Vornahme von Wahlen von Magſſtratsmitgliedern oder
Gemeindevorſtänden durch die jetzigen auf Grund des Dreiklaſſen-
wahlrechts gewählten Gemeindevertretungen unterſagt. Dadurch
wird zugleich mir der Demokratiſierung der Gemeindevertretungen
c die Demokratiſierung der Gemeindeverwaltungen ins Werk
geſetzt.

Warnung vor Mißbrauch. Es ſind Armbinden Nr. 669 und
Nr. 961 in Verluſt geraten. Abzugeben Sicherheitskommiſſion
(Zimmer 24) Wettiner Hof“, Magdeburger Straße.

Keine Beſchränkung mehr in der Benutzung der Arbeiter
fahrkarten der Straßenbahn. Die Beſtimmungen über die be-
ſchränkte Benutzungszeit der Arbeiterfahrkarten (bis 10 Uhr
abends wird hiermit aufgehoben. Die Karten gelten fortan bis
zum Betriebsſchluß.

Stadttheater. Heute, Montag, geht Zöllners Oper „Die ver
ſunkene Glocke“* in Szene. Dienstag „Carmen“, Mittwoch „Der
arme Heinrich“, Oper von Hans Pfitzner, Donnerstag ur ein
Traum“, a von Lothar Schmidt, Freitag „Ueber unſere
Kraft“, II. Teil, Sonnabend Anfang 7 Uhr „Lohengrin“,Sonntag „Tiefland“ als Fremdenvorſteüung zu er
mäßigten Preiſen, Sonntag abend „Die Fledermaus“, Operette
von Joh. Strauß.

Ein Schulknabe, der auf einem Handwagen und die
Deichſel mit den Füßen lenkend, durch die abſchüſſige Blücherſchlippe
fuhr, ſtieß derartig 3 gen eine Wand, daß er ſich dabei den rechten
Oberſchenkel brach Er wurde nach der Revierwache gebracht und
dort von ſeinen Eltern abgeholt.

Mißlungener Selbſtmord. Ein 57 Jahre alter alleinſtehender
Arbeiter grang am Sonnabend aus Lebensüberdruß der
Peißnitzbrücke in die Saale Da ere eS e
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Lebensmittelmarken Nr. 238: 100

lichen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerperbandes zur Bildung der
Arbeits gemeinſchaft für den Kreis Merſeburg zuſammen. Auf
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in Ammendorf zu mieten geſuckt,
c nan Pras Ammendorf,

Zeit. Lebensmittel-Verteilun Jn d Sogevon 27. Januar bis 2. Februar gelangen zur Verteilung auf

arten und Stall. ſa einen A

u hvor 9 Ahr vsoren. 5

Geſucht
werden S m re (Ech“ Kchmi I

J 14 Pfg., am Donnerstag dort, wo die Ware 2h 50 r Mar grine Preis 21 Pfg am Freitag a gr9 ren Anzahl Geſchäfte. Die Lebensmittelmarken ſind vh 2 Händler bis Montag, den 27. Januar, abends vorzulegen. eKaufleute geben dieſelben am Dienstag, den 28. Januar von
r 810 2 vormittags (nicht ſpäter) im Zimmer des Rat9 5 a hauſes ab. Es iſt uns infolge der im Oktober ausgeſprochenen22 37 S c m Verſetzung in eine höhere r. möglich gewordeni Wahlklokal Straße 5 2 6 äu m z die Menge der Rationen etwas zu erhöhen.S s s 7 it. Butterverkauf findet am Sonnabend, denS S 2 2 S e 8 25. Januar von nachmittags 2 Uhr ab ſtatt, und zwar 70 Gramm

nen er n e en e 22 auf ie Butterkarte vom 20. Januar bis 2. Februar, Preis 50 Pfg
1. Preußiſche Krone Trothaerſtraße 21 tas 14 362 126 1066 a2. Kurhaus Wittekiud Wittekindſtr 13 146 13 492 323 817 43 Lindenhof Cröllwitzerſtr. 6 125 12 384 219 875 2 d4 r Loderitz Berg a 7 477 75 77 4 7 wälr Ein Alf5. oſenſchänke Burgſtr. 7 4 6. 46. Volkspark Vurgſtr. 27 142 i2 426 475 836 4 e r zur der Lebenz7. s 77 söhe 8 26 87 33 2 m verhältniſſe in d m Großſtüdten. Se8. chmelzers ichendorffſtr. 86 2 2 Nach Meldun geg.See Reilſix 13 jös 27 514 G e 2 Präſpe en r o e r.10. Leißbierhallen BVernburgerſtr. 24 133 20 624 646 485 3 8 vorden, die die Aufgabe hat bercits i dieſe Woch11. Langhammers Hotel Händelſtr. 1 97 82 6516 293 829 4 eine Rund iſe durch I d m Loufe eer, ej2. Löwenbräu Ludw. Wuchererſtr. 72 ta7 20 781 401 569 s l eutſchen Großſtädte15. Gaſthof Kaiſer Friedrich Friedrici platz 8 i6s 34 774 442 610 o ſ unternehmen, um die Ernährungsverhältnifſe Deutſchlands

14. Cafe Jlm Goethehr. s i98s 42 9683 414 5i65 i feſtzuſtellen, von denen man bisher noch kein einheitliches Bildis e e eranere van T guerlir. Bl habe gewinnen können.16. daſt wirtſchaft Roßmarkthalle eſſingſtr. 2 r17. Gaſtwirtſchaft von Reinhold Walther Julius Kühnſtr. 1 281 29 766 148 546 8 2 Von der Friedenskonferenz.
18. Stadtmiſſion Weidenplan 4 132 20 608 886 8485 2 Der Vertreter der „Dailly Mail auf der Friedensbonfe
19 guf Weintraube Geiſtſtr. 58 7 21 renz will, wie es in verſchiedenen Blättern ißt, melden20. S Schöne Eaſſt 7 Pale alt 190 836 666 224 736 hlàkkönnen, daß es werde, e Vertreter21. aſtwirtſchaft vvn H. Eckſtein ergſtr. 1, g ne 27Ulrichſir. jss 46 477 s s |XSder Mittelmächte Ende März oder Anfang April nach Parisi 22. Händelpark Nikolaiſir. 6 144 60 s505 i 620 Zu berufen, voraus geſetzt, daß Deutſchland bis dahin einh 23. ger re grafen 7 s z 2 237 regelrechte Regierung habe. r24. arkichlößchen nhalterſtr. 5 2 1Sir e ben Vichelm Er Kinlenderate 29 i u z 2 er viele der deutſchen Kolonien.26. aſt wirtſchaft von elrn Enke orſterſir W aſel, 27. Jannar. Eigene Drahtnachri e27. Petzolds Reſtaurant harlottenſtr 19 182 43 801176 5892 l „Hafler Kahhrithter eder S r
28. Weinzimmer im Ratskeller Marktplatz 2 159 636 l 164 467 J frükere Präſident Taft hielt geſtern einen Vortrag, worin
29. Zur grünen Tanne Mansſjelderſtr. 28 211 39 654 103 697 s ler ausführte, daß ſämtliche deutſchen Kolonie Konſtantt30. aradiesgarten RNatswerder 3 105 38308 83 826 8 nwopel und die Dardanellen internat i iſi e et and31. ranziskaner-Halle Kuhgaſſe 1 .72 38 514 II 634 4 der Acrel n ationaliſ e et32 iebeckVräu Gr. Verlin 14 ij25s 85 6i7 247 s Er Kontrolle des Völkerbundes unterſtellt werden müßten33. Schlachthofsreſtauration Freimfelderſir. 41 251 12 676 78 622 Deutſchland habe das Recht auf ſeine Kolonien ver
34 Wittenberger Hof Delitz cherſir. 10 172 38 628i895 529 2 2 Jloren, aber man dürfe ſie er Frankreich noch Englaxd
35. Borcts Reſtaurant Kurze Gaſſe 1 197 67 958 353 477 2 2 ſprechen, da dieſe ſonſt in Verdacht lämen, ſie für ihre36. Cafe Wilh. Später An der Baderei 1 168 139 440 174 62 3 ntereſſen ausbeuten zu wollen.37. Stadt Zpickau Torſtr. 21 203 656 401 los 800 438. Zum BDürgerkaſino Vertramur. 27 192 28 265 83969 4 Wahlergebniſſe aus Preußen.39. Bäckerinnungshaus u. Gefellenheim Glauchaerſtr. 17 137 21 404 s 1014 7 Von den Wahlen zur preußiſchen Landesverſammlung im40. V Anna Spill Da erggrrves 10 u l 263 463 675 41 Walter 2 Verlin, s41. aſtvirtich ft zur Blume or ſtr. 2 2 m Sozigſpemskra42. Gaſtwirtſchaft von Heinrich Grafen Schwetſchkeſtr. 24 274 57 985 234501 b r i l o er h2 r ön v a s 9 i T T nationale Volkspartei 20 608, Deutſche en 14 45 ung

ielops Bierſtube Wörmlitzer r. m Noalfangeie45. Schankwirtſchaft von Wilh. Weiſe Ladenbergſtr. 51 m e n emwkratiſche Partei 11 210, chriſtliche u

46. 5 35 7 37 7 wert Masdeburg:47. Zum Hoffäger indenſir. 7 d48. Askania Thomaſiusſir. 38/39 280 31 682 147 888 mee Deutſche h Partei 42 508, Deutſche Volk i49. Schultheiß-Neſtaurant Merſeburgerſtr. 10 211 21 420 63 678 2 5026, Deutſch nationale Volkspartei 5845, Zentrum e r50. G mhbrinus Merieburgerſtr. 112 is4 21 so so 825 4 bxeitsfosialdemokratie 91 421, Unabhängige demokratie

n en e e e52 Gaſt rtichaft zum Landhaus er eburgerſtr. 95 4553. Leipziger Hof Weerſebut gern 92 27 41 82 48 68 s Sozialdemokraten eutſche Demokratiſche Partei
54. Leyezim ver in der Johannisſchule Liebenauerſtr. 87 3 60 s s9 I 165165, Unabhängige 1035, Deutſche Volkspartei i l55 SObſiwe nſchänke a. d. Heide el 2 wo 3251 nationale Volkspartei 4484. Hannoverſche und chriſtliche Vol
56. Kaſerne l Reilſtr. 158 43 4 1821 i 2 partei 48 889. 4 r.57. Flugplatz, Baracke 24 Zimmer 10 37 61 9 88 2 Vis 12 Uhr na chts ren r tbezirken 130 Ervor. Unabhängige 8158. Deutſchnationale Votropartet S

ltate dem Be r. Grund der Landarbeitsordnung für die Provinz n und An Deutſche Volkspartei 15 664, Jentrum 24 841, Demokratiſche Parteſu I z Dtt wurden nach langwierigen Verhandlungen u ende 47 290, Mehrheitsſozialiſten 89 581.
Abder eſtgeſetzt: für Hofmeiſter 36 M., Aufſeher u erdeknechteGarbe Hennig halden Hermann Dietrich Ebert 33,50 M. wöchentlich, Tagelöhner 5 M. pro Tag, rückwirkend vom

Wettin 129 704 406 94 1 11. 1919. e gri o F e wer n dTö entſchädigung, 2. Kartoffellan Morgen 5 M.), für Unver-ren v 8 2 heiratete über 20 Jahre alt Morgen und 82,50 in bar, über unregelmäßige und unpünktliche rung Rolks
Trebitz bei Preiſch 230 38 89 89 Z5. Klee- und Grasgebot 25 Quadratruten (30 M.), 4. Gartenland i meſde man in der Expedition, GeoßeDiemitz 148 751 241 102 10 20 Suadratruten (20 M.), 5 an Kohlen 100 Zentner Briketts lrichſtraße 27, ſogleich e geſchaffen werden
Ammendorf 214 1985 533 120 34 3 zum Tagespreis oder für 220 M. Preßtorf, beides bei freier An kann.
Nietleben 150 1377 333 74 fuhr, 6. Stroh nach Bedarf gegen Abgabe des Düngers, andern-
Bebitz 86 8 16 15 falls gegen Vezahlung zum Tagespreis, 7. Wirtſchaftsgetreide imMerſeburg (Stadt) 1449 3737 3893 1166 135 223 Werte von 150 M. Die Verhandlungen über die Löhne der Bekanntmachung
Leung (Werk) 167 1117 75 22 Schweizer, Gärtner, Arbeiterinnen uſw werden in einer am Die Anmeldung der ſchulpflichtigen Kinder bei der hießEisleben 961 5199 2738 979 433 577 28. Januar ſtattfindenden Sitzung fortgeſetzt. katholiſchen Volksſchule findet in dieſem Jahre h
Querfurt 309 865 939 106 S n Delitzſch. Käfeverkauf. Jn der ſtädt. Verkaufsſtelle Markt Nr. 7c de e 17. Februar 1919, nachmittags von 2—-5 Uhr, in der katholiſchenS 19 e 97 e e e auf Pri Nr. et je ein Volksſchule, Oleariusſtr. 7, im Lehrerinnengimmerorgau (Kreis 3625 1 38 äſe zu 32 oder 100 Gramm Harttäſe (Schweizerart) zu r u 9Torgau (Stadt) 858 1667 3210 659 117 49 50 Pfg wie folgt abgegeben: Montag, den 27. d. M., nachmittags gar s iſt jedes Kind, das bis zum 30. Juni 1019 ſech
Falkenberg 1035 14 840 88 27 18 23 hr Nr. 1681-1829, 3 Uhr Rr. 1821--1960, 4 Ut Kinder die I Jahre 1919 nach dem 30 Juni JahreWeißenfels 2545 7917 5221 816 253 43 Nr. 1961--2100; Dienstag, den 28. d. M., nachmittags 2--3 Uhr alt werden können erſt im nächſten Jahre in die e aufge

S 2734 53 33 r r r n Unr 3 S 3 nommen werden.elitz 2015 2485; Mittwoch, den 29. M., nachmittags 2 r.Pres c a. gir So bis 2625, 7 Uhr r e x lege der Anmeldung ſind der Jmpf und Tauſſchein vor
Freyburg a. U. 4 Donnerstag. den 30. d. M., nachmittags 22 r Nr. 7Schönewalden s u 137 3045, Uhr Nr. z046- 3185. 4—3 Uhr Nr. 3186 3325, Sreitag. m. e T e Wenn müſſen
Schkeuditz 387 2234 1020 72 51 9 den 31. d. M. nachmittags 2- 3 Uhr Nr. 3326--3465. 3-4 Uhr Es wird auf folgendes beſonders gemacht.
Pribitz 23 1 2 73 1 Nr. 34665-4515, 4--5 Uhr Nr. 4516--Schluß. Abgezähltes Geld iſt Anträ auf Zurückſtellung ſchu Kinder omPretzſchau 323 20 449 120 bereit zu halten und Einſchlagepapier mitzubringen. Spätere Schulbeſuche wegen Krankheit ſind dei der Eiern An
Bibra 321 198 323 78 2 DAbholung nicht geſtattet. zureichen.Mühlhauſen 6319 2612 4708 1962 631 Delitzſch. Sonderzuweiſung von Mehl. n den Verkaufs- Die Kinder, veren tige Anmeldung unterbleibt, wer
Erfurt 9698 23657 14 444 10 153 3887 ſtellen Ludwig Dietze, Konſum-Verein, Franz Raumann., M. Ros den der Schule zwangsweiſe zugeführt werden. S
Stolberg (Harz) 454 14 300 150 koden, Walter Seidel, Otto Simon, F. A. WWerner, Ferd. Winkler SHalke, den 21. Januar 1919. Der Magiſtrat

und G. F. Wittig werden auf Abſchnitt Nr. 138 der Lebensmittel-
Scwoaten c wo r. den Bericht von der eine je S Pfund Weh gr 23 Pfg. veranogabt und par a
S nrarsſtzu ſtellen. Montag, den 27. d. M., Nr. 1--1000, Dienstag, den 28. d. M.Städtiſcher Verkaut von Käſe in der Talamt'chule am Diens Ktr. 1001- 2000 Htittwoch. den 29 d. Vi. Nr. 2001-.3000, Donners Erſpe t Bee u velcuneeinee
tag für die Lebensmittelſcheine 55 501-—60 000 vormittags von tag, den 30. d M, Nr 3001—4000. Freitag, den 31. d. M., 16 11 i rd hiermit rTen S WWitireiy m
812 und 69 001—83 510 nachmittags von 2--6 Uhr. Für Nr. 4001--Schluß. Tüten und Gefäße ſind mitzubringen. Um vjede Perſon werden 55 Gramm zum Preiſe von 20 Pfennigen ab jeden Andrang zu vermeide,, ſind die Abholtage genau einzu Die Belenchtung iſt vollſtändig zu löſchen

gegeben. hQHalten. 1. um 10 Uhr abends in Eaſt, Speiſe und wirr
Hr. Goſenſtr. 17 und Kl. Ulrichſtr. 26 und bei dem Molkereibeſitzer zum überwiegenden Teil veſtickt, ſind für den hieſigen Stadtkreis eins und Geſe eftsräumen. in den Frien und Getränke er
Scharfe. Rudolf-Harm-Str. 35. Auf jeden Abſchnitt wird e Pfund von der Reichsbekleidungsſtelle eingetroffen. Den Verkauf Elxue abreicht werden Auf Räume, in den Gaſthausfremde übernaqren,
vbgegeben. Die Abſchnitte ſind bis 31. Januar ahzuliefern. die Fixwen Luiſe Albrecht, Viktor Artes, Carl Aßmann, E. Cario, trifft dieſe Einſchränkung nicht zu;

Max Cohn. Jnlien Elternach, M. Hart, J. Léhmann, E. F. Leon 2 um 10 Uhr abends in Fio pielvauſrrm Varietees,
7 hardt und Gebr. Mathias übernommen,. und koſtet ein Frauenhemd Theater (ausſchl. Stadttheater) ſowie in Räumen, in denen Schau

11,50 Mk., ein Frauenbeinkleid 10.5 Witk Ta ſich nie Wäſche in ſtellungen ſtattfindenI er folge ihrer Ausführung weniger für den dringlichſten Bedarf der 3. um 1424 Uhr abends im Stadttheater. e
w ärmeren Bevölkerung eignet, wird dieſelbe an al le im Bezirk des r h Bekanntmachung wird die Bekan zug vomMerſeburg. h der Landarbeiter- Kommunal- Verbandes wohnenden Perſonen gegen n 24. 1. 16 Schier der Schluhſtunde wicht

15hne. Jm Kreishaus traten die Vertreter des land wirtſchaft abgegeben werdeg. alle Sen c 1919.
den A. und at, Die Polizeirerwaltung.gez. K. eiwand.
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